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scher. Erfolgreiche Unternehmen wollen auf diesem Wege die
Arbeits- und Betriebsnutzungszeiten ausweiten und so die
Produktivität steigern. Betriebe mit wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten wollen zuallererst die Kosten senken. Das kann un-
ter Umständen auf Kosten der Produktivität gehen.

So werben die Chemie-
Arbeitgeber: „Gemeinsam 
fördern beide Tarifvertrags-
parteien die unternehmens-
individuelle Nutzung der 14
Flexibilisierungsinstrumente
bei objektivierbarem Bedarf.
Im Interesse einer nachhalti-
gen Wettbewerbsfähigkeit
der Chemie-Arbeitsplätze in
Deutschland ist die Nutzung
nicht auf wirtschaftliche

Notlagen der Unternehmen beschränkt, sondern erlaubt be-
wusst auch eine vorausschauende und angesichts der Diffe-
renzierungsmöglichkeiten nach den konkreten betrieblichen
Erfordernissen verantwortbare Anwendung.“

Schon die vorige Betriebsrätebefragung 2003 hatte einen
besonders auffälligen Unterschied bei den Beschäftigungs-
bündnissen je nach ökonomischem Erfolg der Betriebe erge-
ben: Florierende Unternehmen legen sich sehr viel länger fest
als Problembetriebe. Die durchschnittliche Laufzeit betrug
bei den Betrieben mit guten Zahlen im Durchschnitt 3 Jahre,
bei den angeschlagenen Firmen dagegen nur 19 Monate.   �

Als Anfang des vorigen Jahrzehnts die Tarifparteien mit der
Öffnung der Flächenverträge für abweichende Abkommen
auf betrieblicher Ebene begannen, zielte das auf den Notfall.
Management und Betriebsräte sollten auf wirtschaftliche
Schwierigkeiten ihres Unternehmens individuell reagieren
können. Inzwischen hat
rund jeder vierte Betrieb ein
Bündnis zur Sicherung der
Beschäftigung und: Darunter
sind immer mehr mit guten
wirtschaftlichen Kennziffern.
So bestätigt es die jüngste
Betriebsrätebefragung des
WSI 2004/05.

Betriebe mit guter Auf-
tragslage haben zu über 20
Prozent eine Vereinbarung
zur Beschäftigungssicherung abgeschlossen. Bei den Betrie-
ben mit schlechter Auftragslage sind es fast 55 Prozent. Ähn-
lich ist es beim Umsatz: Von den Betrieben mit schlechten
Zahlen haben fast zwei Drittel ein Beschäftigungsbündnis,
bei guter Umsatzsituation noch jeder fünfte Betrieb. Die Ent-
wicklung des Gewinns wirkt sich dagegen kaum darauf aus,
ob die Betriebsparteien in der Beschäftigungssicherung pak-
tieren: Bei den Betrieben mit gutem Gewinn (26,3 Prozent)
und bei solchen mit schlechter Gewinnlage (31,9 Prozent)
liegt die Quote der Beschäftigung sichernden Bündnisse nicht
weit auseinander. 

Betriebliche Bündnisse haben sich als Element personal-
politischer Strategien etabliert, konstatieren die WSI-For-

Über gesetzliche Eingriffe
wollen CDU, CSU und FDP 
betriebliche Bündnisse er-
leichtern. Gesetzliche Öff-
nungsklauseln sollen das
angeblich starre Korsett der
Tarifverträge durchbrechen.
Das WSI analysiert die Ent-
wicklung der Betrieblichen
Bündnisse seit ihren Anfän-
gen. Thesen der WSI-For-
scher Hartmut Seifert und
Heiko Massa-Wirth:
1. Während Politiker gesetz-

liche Öffnungsklauseln for-
dern, haben sich Betriebs-
und Tarifparteien längst auf
betriebliche Bündnisse ge-
einigt. Jeder vierte mitbe-
stimmte Betrieb hat eins.
2. Die Flächentarifverträge
lassen deutlich größere be-
triebliche Spielräume, als
Politiker wahrnehmen. Die
Kontrahenten regeln ihre
Sache selbst. Den Gesetzge-
ber brauchen sie nicht. Die
Tarifautonomie funktioniert.

3. Tarifverträge stärken die
Verhandlungsposition der
Beschäftigten. Sie erhöhen
die Chancen, dass auch die
Mitarbeiter von Bündnissen
profitieren, etwa über ver-
bindliche Beschäftigungs-
oder Standortzusagen. 
4. Management und Be-
triebsräte regeln bereits viel
mehr, als erkannt wird.
Mehr als vier von zehn Be-
schäftigungsbündnissen be-
ziehen sich ausschließlich
auf Inhalte, die nicht im Ta-
rifvertrag abschließend ge-

regelt sind, zum Beispiel
übertarifliche Zulagen.
5. Die Mehrheit der ge-
schlossenen Bündnisse hat
das notwendige Plazet der
Gewerkschaften bekom-
men. Nur drei Prozent beka-
men es nicht (Stand 2003).
6. Bündnisse bergen aber
auch Risiken für die Betrie-
be. Gerade hoch qualifizier-
te und damit wettbewerbs-
starke Mitarbeiter könnten
bei verschlechterten Ar-
beits- und Einkommensbe-
dingungen abwandern.

Rund 2,56 Milliarden Euro Rücklagen hat das deutsche Vorzeigeunternehmen Porsche auf der hohen 

Kante – aber für die Standortsicherung in Stuttgart-Zuffenhausen sollen die Beschäftigten deutliche 

Zugeständnisse machen. Porsche liegt damit im Trend. Betriebliche Bündnisse zur Beschäftigungs-

sicherung haben ihren Ausnahmecharakter als Kriseninstrument verloren: Längst sind sie als Element 

personalpolitischer Strategien etabliert – nicht gegen den Flächentarifvertrag, sondern auf seiner Basis.

Vom Notnagel im Krisenfall zum 
Instrument der Personalpolitik

BETRIEBLICHE BÜNDNISSE

Grenzen des Wachstums

Indem immer mehr Arbeits-
zeit flexibilisiert, Betriebe
durchrationalisiert und über-
tarifliche Leistungen gestri-
chen werden, schwinde das
„Konzessionspotenzial“, das
Arbeitnehmer in erneute

Bündnis-Verhandlungen ein-
bringen können. Grenzen
der Betrieblichen Bündnisse
sind sichtbar, sagen die WSI-
Forscher. „Vor allem in Nied-
riglohnbranchen wird dann
der Spielraum knapp.“

Die Thesen der Bündnisforscher 
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